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Einleitung 

Die vorliegende Arbeit beschäftigt sich mit der "beiderseits zu vertretenden 
Unmöglichkeit im Synallagrna". Die Untersuchung ist also mit der rechtlichen 
Behandlung des sozialen Konflikts befaßt, der sich daraus ergibt, daß in einem 
gegenseitigen Vertrag eine Vertragspartei ihre Leistungspflicht nicht erfüllen 
kann, und dies aufgrund von Umständen, welche beide Parteien - zu gleichen 
oder unterschiedlichen Anteilen - zu verantworten haben. 

Dieser Sachverhalt tritt in der Wirklichkeit und - diese spiegelnd - in der Ju-
dikatur immer wieder auf. Er hat gleichwohl keine (ausdrückliche) Regelung im 
BGB gefunden l . Aus diesem Grund bemühen sich Rechtsprechung und Lehre 
seit dem Beginn des Jahrhunderts, eine interessengerechte und konstruktiv 
überzeugende Lösung zu entwickeln. Bislang vermochte sich keiner der Vor-
schläge durchzusetzen. Die beiderseits zu vertretende Unmöglichkeit wird ver-
breitet als ein ungelöstes Rechtsproblem empfunden2• 

Sämtliche bisher vorgelegten Ansätze beruhen auf der Auslegung und Ergän-
zung der gesetzlichen Regeln des Leistungsstörungsrechts. Der in dieser Arbeit 
zu begründende Vorschlag sucht das Problem dagegen auf der Ebene des ein-
zelnen, durch die Unmöglichkeit gestörten Vertrags zu behandeln. 

Bevor allerdings die Rechtsfolgen eines beiderseitigen Vertretenmüssens er-
örtert werden, ist deren Anwendungsbereich zu präzisieren. Das heißt, daß hier 
zunächst diejenigen Konstellationen identifiziert und systematisiert werden 
sollen, die überhaupt zu einer beiderseits zu vertretenden Unmöglichkeit führen. 

Sowohl für die Voraussetzungen als auch für die Rechtsfolgen des beidersei-
tigen Vertretenmüssens gilt: Während mit der nachträglichen Unmöglichkeit 
verbundene Rechtsfragen immerhin einige Aufmerksamkeit gefunden haben, ist 
die parallele Problematik einer anfänglichen Unmöglichkeit kaum beachtet 
worden. Mag die anfängliche, beiderseits zu vertretende Unmöglichkeit auch 
von geringerer praktischer Relevanz sein als die Fälle nachträglicher Unmög-

I Dies gilt uneingeschränkt für die Fälle nachträglicher Unmöglichkeit. Zur anfängli-
chen Unmöglichkeit s.u. I. Teil: B. I. I. 

2 Vgl. OLG Frankfurt NJW-RR 1995,435,436: MünchKomm-Emmerich § 324 Rz 
33, 35: Schildt Jura 1995, 66, 69 Fn 23. 

2 Reinhard 
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lichkeit, verdient die anfängliche Leistungsstörung dennoch eine Erörterung ih-
rer Bedingungen und Folgen. 

Die anfängliche Störung erfordert eine Unterscheidung zwischen objektiver 
und subjektiver Unmöglichkeit (Unvermögen). Für die nachträgliche Unmög-
lichkeit macht § 275 Abs. 2 BGB eine entsprechende Differenzierung entbehr-
lich, da er das nachträgliche Unvermögen des Schuldners einer nachträglichen 
objektiven Unmöglichkeit gleichstellt. 

Das Leistungsstörungsrecht des BGB steht in Konkurrenz zu anderen schuld-
rechtlichen Regelungssystemen. Bereits in der Gegenwart gilt das Wiener Über-
einkommen über Verträge über den internationalen Warenkauf vom 11. April 
1980 (kurz: UN-Kaufrecht). Dem Grundsatz nach greift es ein, wenn die Partei-
en eines Warenkaufvertrags ihre Niederlassungen in unterschiedlichen (Ver-
trags-)Staaten haben. Sind sämtliche Anwendungsvoraussetzungen des UN-
Kaufrechts erfüllt, verdrängen seine Vorschriften als innerstaatlich unmittelbar 
geltendes Recht diejenigen des BGB. 

Als ein zweiter "Konkurrent" des BGB zeigt sich der Reformentwurf der 
Kommission zur Überarbeitung des Schuldrechts, herausgegeben vom Bundes-
minister der Justiz im Jahre 1992. Er sucht einen wesentlichen Teil der gut 100 
Jahre alten schuldrechtlichen Normen des BGB an die Bedürfnisse von Gegen-
wart und Zukunft anzupassen. Der 60. Deutsche Juristentag hat 1994 in Münster 
über den Reformentwurf verhandelt und seine Vorschläge ganz überwiegend 
begrüßt. Es ist demnach nicht unwahrscheinlich, daß zumindest Teile des Re-
formentwurfs in naher Zukunft Gesetz und somit die einschlägigen Regelungen 
des geltenden BGB ablösen werden3. 

Auch im Rahmen von UN-Kaufrecht und Reformentwurf stellt sich der tat-
sächliche Konflikt einer beiderseits zu vertretenden Leistungsstörung; die Re-
gelungssysteme müssen folglich eine rechtliche Anwort auf diese Problematik 
bereithalten. Die vorliegende Untersuchung bezieht die Lösungen beider Nor-
mensysteme ein und vergleicht sie mit denen unter Geltung des BGB. Interes-
sant ist ein solcher Vergleich insbesondere wegen des Konzepts eines einheitli-
chen Leistungsstörungstatbestands, das sowohl der Schuldrechtsreform als auch 
dem UN-Kaufrecht zugrunde liegt. Hinsichtlich des Reformentwurfs mag die 
Detailanalyse zugleich einen Beitrag zur Diskussion um die Vorzugswürdigkeit 
der neuen Regelungen leisten. 

Trotz der Einbeziehung von UN-Kaufrecht und Reformentwurf bleibt das 
geltende BGB Ausgangspunkt der Analysen und Vergleiche. Die Position des 

3 Der Rechtsausschuß des Deutschen Bundestages strebt ein Inkrafttreten der Schuld-
rechtsreform zum Beginn des Jahres 2000 an, vgl. ZRP 1994, 88. 
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Vergleichs ist demnach nicht neutral, es geht nicht um eine vollständige Erörte-
rung beiderseits zu vertretender Leistungsstörungen im UN-Kaufrecht oder im 
Reformentwurf. Die Arbeit zielt allein darauf, die rechtliche Behandlung sol-
cher tatsächlicher Konflikte zu untersuchen, die im BGB unter dem Begriff der 
beiderseits zu vertretenden Unmöglichkeit zusarnmengefaßt werden. 

Soweit hier und im folgenden von beiderseits zu vertretender Unmöglichkeit 
die Rede ist, fehlt zumeist der einschränkende Hinweis "im Synallagma". Der 
Gegenstand dieser Arbeit ist durch ihren Titel korrekt bezeichnet, die verkürzte 
Umschreibung dient lediglich der Lesbarkeit des Textes. In der Sache ergibt 
sich die Beschränkung der Betrachtung daraus, daß die von beiden Teilen zu 
vertretende Unmöglichkeit für einseitige Leistungspflichten keine spezifischen 
Schwierigkeiten bereitet. Allgemeiner Auffassung nach werden ihre Folgen 
durch die §§ 280, 254 BGB befriedigend geregel{ 

Im synallagmatischen Vertrag ist jede Partei Schuldnerin und Gläubigerin 
zugleich; ihre Rolle hängt von der jeweils betrachteten Leistungspflicht ab. Im 
Text beziehen sich die Begriffe "Schuldner" und "Gläubiger" stets auf dasjenige 
Leistungsversprechen, welches infolge der beiderseits zu vertretenden Unmög-
lichkeit nicht erfüllt werden kann. In Fallschilderungen sind die Parteien ent-
sprechend mit "S" und "G" abgekürzt. 

4 Statt aller Medicus BürgR Rz 270; Hadding AcP 168, 150. 151. 

2· 
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